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Hohes Risiko
Die Chance auf eine Lösung des Steuer-
streits mit den USA ist gesunken: In 
der Nacht zum Dienstag hat die Wirt-
schaftskommission des Ständerats mit 
knapper Mehrheit beschlossen, das 
von Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf vorgelegte entsprechende 
Gesetz abzulehnen. Der Rat dürfte sei-
ner Kommission in der Debatte vom 
Mittwoch wohl folgen. Das gilt auch 
für den Nationalrat, der in der kom-
menden Woche entscheiden wird.

Die gegnerischen Argumente sind 
zumindest teilweise nachvollziehbar. 
Der Rechtsstaat werde strapaziert, und 
die Schweiz beuge sich, einmal mehr, 
ausländischem Druck. Zudem fühlt 
sich das Parlament marginalisiert, weil 
es stets Wert darauf legt, in Eigenregie 
zu entscheiden und nicht auf äusseren 
Druck – einige Parlamentarier haben 
den Weg in den Schmollwinkel gewählt.

Allerdings ist fraglich, ob sich alle Geg-
ner bewusst sind, welches Risiko sie mit 
einem Nein eingehen. Die involvierten 
Banken können die von den USA gefor-
derten Daten in Eigenregie liefern, was 
zum Teil schon geschehen ist. Damit 
brechen sie nach dem amerikanischen 
auch noch schweizerisches Recht. Der 
Bundesrat könnte die Banken dazu er-
mächtigen, die Daten herauszugeben. 
Das wäre möglich, aber nicht «gerichts-
fest», wie der Fall UBS gezeigt hat. 
Lehnt der Rat ab, und fi nden keine 
Datenlieferungen statt, ist anzuneh-
men, dass die USA rasch gegen erste 
Banken klagen werden.

Solche Klagen sind für betroffene 
Institute existenzbedrohend. Das wäre 
besonders fatal für die involvierten 
Kantonalbanken von Zürich und Basel 
– sie geniessen eine Staatsgarantie. 
Der kantonale Steuerzahler würde in 
extremis zur Kasse gebeten. Ein Auf-
fangnetz existiert nicht, das haben 
 Nationalbank und Finma vor der Kom-
mission deutlich gemacht. Sie können 
die Banken nicht retten. Ein Nein zum 
Gesetz ist mit hohen Risiken verbun-
den. Die Gegner laden eine schwere 
Verantwortung auf sich.

Die Krankheit «Evaluitis»
Evaluationen haben nicht nur versteckte, meist übersehene Kosten – auch ihr Nutzen wird zu hoch veranschlagt. Die durch 
Evaluation gewonnenen Informationen tragen oft nur wenig dazu bei, Entscheidungen zu verbessern. BRUNO S. FREY

Die heutige Welt ist von einer Krankheit befallen: 
der «Evaluitis». In immer kürzeren Abständen 
werden einzelne Personen und Organisationen 

begutachtet. Vor einiger Zeit wurden im Zeichen des 
 damals modischen «New Public Management» Evalua-
tionen vor allem in staatlichen Instituten eingesetzt. 
Heute sind Evaluationen und daraus abgeleitete Ran-
kings zum Beispiel an Universitäten allgegenwärtig. 
Unter Evaluation wird hier die nachträgliche Ein-
schätzung der Leistung einer Organisation oder Person 
durch aussenstehende Experten verstanden. Es geht 
 somit nicht um die Bewertung der Arbeitsleistung durch 
die Vorgesetzten. 

Evaluationen haben verborgene und damit häufi g 
 vernachlässigte Kosten, und auch ihr Nutzen wird meist 
überbewertet. Dadurch wird der Nettonutzen dieses 
 In struments systematisch überschätzt. Aus diesem 
Grund werden wesentlich mehr Evaluationen durchge-
führt, als sinnvoll wäre.

Evaluationen sind sicherlich in manchen Fällen not-
wendig. Dazu gibt es eine ausführliche Literatur. Evalua-
tionen erreichen jedoch die behaupteten Ziele einer 
 Verbesserung der Leistung häufi g nicht. Sie können sogar 
zu einer Verschlechterung führen. Sie können gutes Ma-
nagement nicht ersetzen. Evaluationen sollten deshalb 
auf ein wesentlich geringeres Mass reduziert werden.

Evaluationen verzerren Anreize
Evaluationen verändern das Verhalten der betroffenen 
Personen in systematischer und unbeabsichtigter Weise. 
Sie lösen unerwünschte Nebenwirkungen aus, auch 
wenn sie noch so sorgfältig durchgeführt werden. Für 
eine qualifi zierte Tätigkeit lassen sich nicht alle relevan-
ten Aspekte im Vorhinein defi nieren und im Nachhinein 
messen. Eine Evaluation nach vordefi nierten, «objekti-
ven» Kriterien zwingt die Evaluierten, sich ausschliesslich 
nach diesen Kriterien zu richten und alles andere zu 
 vernachlässigen. Sie verhindert darüber hinaus die not-
wendige rasche Anpassung an neue Gegebenheiten.

Diese Probleme sind zwar wohlbekannt, aus ihnen 
werden aber häufi g die falschen Schlüsse gezogen. Es 
wird nämlich versucht, die von den Betroffenen vernach-
lässigten Aspekte ebenfalls quantitativ zu erfassen. Im 
 Ergebnis kommt es zu einem dauernden Wettlauf zwi-
schen den Evaluierten und den Evaluierern. Die Folge 
sind immer aufwendigere Evaluationsprozesse, die den 
Beschäftigten immer weniger Zeit für ihre eigentlichen 
Aufgaben übrig lassen. Die ganze Aufmerksamkeit wird 
auf die Erfüllung der festgelegten Kriterien gerichtet, 
 hingegen wird nicht mehr berücksichtigt, welche Arbeit 
für die Organisation sinnvoll ist.

Die mit der Evaluation einhergehende Beurteilung 
der Leistung beeinfl usst die Arbeitsmotivation negativ, 
wenn eine solche Bewertung von den Betroffenen als 
kontrollierend empfunden wird. Es tritt ein Verdrän-

gungseffekt auf, wonach die intrinsische Arbeitsmotiva-
tion abnimmt und die extrinsisch bestimmten Anreize 
an Gewicht gewinnen. Sinn und Qualität der Arbeit wer-
den damit beeinträchtigt. Gerade kreative Arbeit, die in 
der Schweiz in der Zukunft noch viel wichtiger als heute 
werden wird, ist in hohem Mass auf intrinsische Motiva-
tion angewiesen. Sie darf deshalb nicht verdrängt werden, 
wenn die Schweizer Wirtschaft in der Zukunft konkur-
renzfähig bleiben soll.

Wenn ein Indikator sehr wichtig wird, entsteht ein 
starker Anreiz, ihn zu den eigenen Gunsten zu manipulie-
ren. Schulleitungen etwa können die Beurteilung ihrer 
Schule beeinfl ussen, indem sie die Schüler auf die Exa-
mensaufgaben hin trimmen, schlechte Schüler unter fi n-

gierten Vorwänden von den Tests ausschliessen und da-
mit die Ergebnisse ihrer Schule künstlich verbessern.

Manche Manager können die Leistungsindikatoren 
beeinfl ussen, wenn ihr Einkommen davon abhängig ist. 
Sie verfügen über das notwendige Wissen und die Macht, 
leicht zu erfüllende Leistungskriterien festzulegen, selbst 
wenn dadurch dem Unternehmen geschadet wird.

Ein berühmter Fall ist der deutsche Spitzenmanager 
Thomas Middelhoff, der den Handels- und Touristik-
konzern Arcandor an die Wand gefahren hat, sich jedoch 
gleichzeitig mehr als zwei Millionen Euro zuschanzen 
konnte, weil er vermutlich die Kriterien selbst festlegen 
konnte. Die nach wie vor vorherrschende Verknüpfung 
von Lohn mit vorher festgelegten – aber manipulierbaren 
– Leistungskriterien ist wesentlich für die heutigen Ge-
haltsexplosionen verantwortlich.

All denjenigen, die sich gegen schädliche Evaluation 
wehren, wird vorgeworfen, sie hätten Angst vor dem Er-
gebnis. Da die Erfüllung der Kriterien unmittelbar lohn-
relevant ist, müssen sie sich wider bessere Einsicht an der 
Evaluation beteiligen. Damit wird ein Einverständnis vor-
getäuscht, das in Wirklichkeit nicht vorhanden ist. 

Überschätzter Nutzen von Evaluationen
Evaluationen haben nicht nur versteckte, meist über-
sehene Kosten. Vielmehr wird auch ihr Nutzen zu hoch 
veranschlagt. Die durch die Evaluation gewonnenen In-
formationen tragen oft wenig dazu bei, die Entscheidun-
gen zu verbessern. Fast immer ist den Vorgesetzten wohl-
bekannt, wie gut die Leistung einer Abteilung in einer 

Firma ist. Man weiss, wer besonders gut und wer beson-
ders schlecht arbeitet. Dazu ist eine aufwendige Evalua-
tion unnötig. Sie dient bestenfalls entscheidungsschwa-
chen Managern dazu, die Verantwortung auf scheinbar 
«objektive» Faktoren abzuschieben.

Bei Evaluationen von Institutionen soll das bestehende 
Leistungsniveau erfasst werden. Es bleibt jedoch völlig of-
fen, was daraus zu schliessen ist. Sollten den für schlecht 
befundenen Institutionen und Personen die Mittel ge-
kürzt werden? Oder sollten ihnen zusätzliche Mittel be-
willigt werden, damit sie ihre Qualität erhöhen können? 
Sollten umgekehrt den für gut befundenen Institutio-
nen und Beschäftigten die Mittel gekürzt werden, weil sie 
ohnehin erfolgreich sind? Entscheidend ist der marginale 
Effekt einer Änderung der Mittel. Gerade dieser Aspekt 
wird durch eine Evaluation nicht erfasst.

Alternativen zu Evaluationen
Bei aller Fragwürdigkeit von Evaluationen könnte argu-
mentiert werden, dass es keine Alternativen gebe. Sie 
existieren jedoch. Die heute üblich gewordene nachträg-
liche Evaluation der Leistung von Beschäftigten lässt 
sich zu einem guten Teil umgehen, wenn diese sorgfältig 
 ausgelesen werden. Diese Strategie setzt die Ressourcen 
zukunftsorientiert ein. Vor allem muss abgeklärt werden, 
welches Potenzial für die Zukunft zu erwarten ist. Ist eine 
Person einmal ausgewählt, sollte ihr vertraut werden. 
Deshalb sind Einstellungsverfahren das wichtigste Ge-
schäft jeder Institution und jedes Unternehmens. Auf-
grund der sorgfältigen Auslese kann erwartet werden, 
dass die ausgewählte Person die erwarteten Leistungen 
auch ohne die Knute ständiger Evaluationen erbringt. 
Man sollte sie in Ruhe arbeiten lassen.

Dabei ist durchaus mit einigen Unterschieden zu 
rechnen. Einige werden in ihrer Leistung nachlassen, 
 andere hingegen werden durch den gewährten Frei-
raum befl ügelt und zu Spitzenleistungen motiviert. In der 
Wirtschaft sollten Letztere gefördert werden. Unwillige 
und Versager müssen als notwendiges Übel betrachtet 
werden, damit ein Unternehmen oder eine Organisation 
als Ganzes Höchstleistungen erbringen kann. Viele erfolg-
reiche Manager wären im derzeitigen System perma-
nenter Evaluationen vermutlich untergegangen oder gar 
an ihm gescheitert.

Eine weitere Alternative zur herrschenden «Evaluitis» 
besteht im Verzicht auf variable, sogenannte Leistungs-
löhne. Fixlöhne erlauben es den Mitarbeitenden, sich 
auf ihre eigentliche Arbeit zu konzentrieren, statt die 
von aussen auferlegten und oft unsinnigen Kriterien zu 
erfüllen. 

«Evaluitis» ist zwar eine Krankheit, sie lässt sich aber 
überwinden.
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Fixlöhne erlauben es 
den Mitarbeitenden, 
sich auf ihre eigentliche 
Arbeit zu konzentrieren.

Es kommt zunehmend in Mode, Europa 
als duales System zu betrachten. So koket-
tiert der französische Präsident François 
Hollande mit der Idee, einen neuen latei-
nischen Block aufzubauen, innerhalb des-
sen sich Spanien und Italien Frankreich 
im Kampf gegen die Sparpolitik anschlies-
sen. Aus dieser Perspektive besteht die la-
teinische Überlegenheit in einer erweiter-
ten Sicht der staatlichen Möglichkeiten, 
Einkommen zu sichern und Wohlstand zu 
schaffen und die «protestantische» Obses-
sion von der Arbeit des Einzelnen weniger 
in den Blickpunkt zu stellen.

Diese Vorstellung ist nicht ganz neu. 
Der italienische Philosoph Giorgio Agam-
ben betonte kürzlich, dass sie zu Beginn 
der Nachkriegszeit entstanden sei. Im 
 August 1945 übermittelte der französische 
Intellektuelle Alexandre Kojève General 
Charles de Gaulle einen Entwurf für eine 
neue Aussenpolitik, die auf einem «dritten 
Weg» zwischen dem angloamerikanischen 
Kapitalismus und dem sowjetisch-slawi-
schen Marxismus gründete.

Zwei Revolutionen
Doch es bestehen noch ältere Formen der 
französischen Vision von Europa. Mitte 
des 19. Jahrhunderts schuf Kaiser Napo-
leon III. eine lateinische Münzunion, der 
Belgien, Italien und die Schweiz ange-
hörten. Napoleon sah dieses System als 
mögliche Grundlage für eine weltweite 
Einheitswährung.

Der britische Ökonom Walter Bagehot 
erwiderte damals, dass es wahrscheinlich 

zwei konkurrierende Weltwährungen ge-
ben würde, die er als lateinische und teu-
tonische Währung bezeichnete. Mit teuto-
nisch meinte Bagehot offenbar die pro-
testantische Welt: die USA, die sich vom 
Sezessionskrieg erholten, sowie Deutsch-
land und Grossbritannien. Er hatte keine 
Zweifel, welche Variante die Oberhand 
 behalten würde: «Jedes Jahr würde sich 
eine Nation nach der anderen jener Union 
anschliessen, zu der sie am besten passt. 
Und angesichts der wirtschaftlichen Akti-
vität der teutonischen Rassen und der ver-
gleichsweisen Erstarrung der lateinischen 
Rassen besteht kein Zweifel, dass dem 
teutonischen Geld am häufi gsten der Vor-
zug gegeben werden würde.»

Der moderne Trend, wirtschaftliche 
Unterschiede im Licht der Religion zu be-
trachten, wurde durch Max Webers Über-
legungen zur protestantischen Arbeits-
ethik angeregt. Allerdings ist diese Inter-
pretation der Dinge eindeutig unbefriedi-
gend und erklärt auch nicht die Dynamik 
in der zutiefst katholischen Welt Italiens 
und Flanderns in der Renaissance.

Eine bessere Möglichkeit, wirtschaftli-
che Unterschiede zu verstehen, ist, sie als 
Ausdruck unterschiedlicher institutionel-
ler und verfassungsmässiger Gegebenhei-
ten zu betrachten. In Europa rühren diese 
Unterschiede von zwei Revolutionen her, 
wovon die eine friedlich ablief und wohl-
standsvermehrend wirkte (1688, England) 
und die andere gewaltvoll und destruktiv 
über die Bühne ging (1789, Frankreich).

Im Gefolge der Glorious Revolution, als 
sich Britannien gegen die verschwenderi-

sche und autokratische Stuart-Dynastie 
aufl ehnte, führte die nach der Thronbe-
steigung durch Wilhelm und Maria gebil-
dete Regierung im späten 17. Jahrhundert 
einen neuen Ansatz im Hinblick auf Schul-
den ein. Die Abstimmung über Budgets 
im Parlament – einer repräsentativen In-
stitution – stellte sicher, dass die Men-
schen insgesamt für die von ihrer Regie-
rung  eingegangenen fi nanziellen Verbind-

lichkeiten haftbar waren. So hatten sie 
auch starke Anreize, Ausgabenkontrollen 
zu etablieren, um sicherzustellen, dass 
ihre Forderungen erfüllt werden konnten.

Mit diesem verfassungsrechtlichen An-
satz begrenzte man den Spielraum für ver-
schwenderische Ausgaben zur Finanzie-
rung des luxuriösen Lebens bei Hofe (so-
wie militärischer Abenteuer), die ein Cha-
rakteristikum der frühmodernen autokra-
tischen Monarchie waren. Das Ergebnis 
bestand in einer dramatischen Senkung 
der Kreditkosten für den britischen Staat 
und der Entwicklung eines gut funktio-
nierenden Kapitalmarktes, dem es zu ver-
danken war, dass auch die Kreditkosten 
für Private fi elen. Die repräsentative Re-
gierung sowie ihre logische Nebenerschei-

nung – das demokratische Prinzip – wur-
den Teil des klassischen Modells für gutes 
Schuldenmanagement.

Das alternative Modell zum britischen 
Konstitutionalismus war das Frankreich 
des Ancien Régime. Der offi zielle Staats-
bankrott war ein regelmässig wiederkeh-
rendes Ereignis und erforderte die Verlän-
gerung der Laufzeiten für staatliche Schul-
den und die Senkung der Zinszahlungen. 
Doch durch diese Lösung stiegen die Kos-
ten für neue Kredite, und so begann Frank-
reich das britische Modell in Erwägung zu 
ziehen. Doch das Problem bestand darin, 
dass man es unvollkommen nachahmte.

Statt zu ihrem alten Modell des Zah-
lungsausfalls zurückzukehren, das noch 
1770 angewandt wurde, tat die französi-
sche Elite nach dem Ende des amerikani-
schen Unabhängigkeitskriegs alles, um 
einen derartigen Bankrott zu vermeiden. 
Aus Furcht vor der Instabilität des Systems 
öffnete der Staat im Jahr 1787 seine Scha-
tullen und rettete private Investoren, die 
in immensen Spekulationen Geld verloren 
hatten. Ziel dieser Massnahme war, sich 
die Aktienmehrheit an der neu organisier-
ten East India Company zu sichern.

Frankreichs teure Fehler
Doch es gab ein drängendes Problem: Das 
bestehende Steuersystem war an seinen 
Grenzen angelangt, und ohne die Beseiti-
gung althergebrachter Privilegien und Im-
munitäten liessen sich keine neuen Ein-
nahmen erheben. Am Ende erwies sich 
eine massive Konfi szierung von Vermögen 

als einzig gangbarer Weg: das Schaffen von 
«biens nationaux» als Grundlage für die 
Ausgabe staatlicher Schuldtitel. Doch statt 
fi nanzielle Stabilität herzustellen, führte 
diese Massnahme zu verschärften sozia-
len Spannungen und zu einer Zuspitzung 
der Erwartungen hinsichtlich dessen, was 
der Staat tun konnte und sollte.

Die Einhaltung des Grundsatzes, kei-
nen Staatsbankrott zuzulassen, führte zur 
Französischen Revolution, wobei die 
Lehre lautet, dass politische Systeme zu-
sammenbrechen, wenn sie zu hohe Schul-
den anhäufen und versuchen, um jeden 
Preis zu zahlen. Die Situation präsentierte 
sich als das Gegenteil von Grossbritan-
nien. In Frankreich gab es keinen entspre-
chend funktionierenden Markt, der zwi-
schen Risiken unterschied. Die Verpfl ich-
tungen des Staats uferten aus, als er Ver-
luste absorbierte, die auf dem nicht funk-
tionierenden Markt entstanden waren.

Die Erfahrungen Frankreichs forderten 
langfristig einen hohen Preis: Die franzö-
sische Gesellschaft war im Jahrhundert 
nach der Revolution verhältnismässig 
 ärmer als die britische. Doch die Fran-
zösische Revolution brachte auch einen 
starken und reizvollen Mythos sozialen 
Wandels hervor. Der fehlerhafte Ansatz im 
Schuldenmanagement war alles andere 
als diskreditiert, und so blieb die «Nation», 
die der absolutistischen Monarchie als 
Grundlage politischer Autorität folgte, 
staatlichen Lösungen verbunden.

Harold James ist Professor für Geschichte 
und International Affairs in Princeton.

Die Wurzeln der lateinischen Andersartigkeit
Die Eurokernstaaten Frankreich und Deutschland haben unterschiedliche Au� assungen von staatlicher Haushaltsführung. Das hat eine Vorgeschichte. HAROLD JAMES

Im Ancien Régime war
der offi zielle Staatsbankrott 
ein regelmässig 
 wiederkehrendes Ereignis. 


